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Abkiirzungsverzeichnis

A

Aktionsprogramm Aktionsprogramm Natiirlicher Klimaschutz (ANK)
ANBest-P Allgemeine Nebenbestimmungen im Sinne des § 36 Verwaltungsverfahrensgesetz fiir Zuwendungen
zur Projektférderung

B

BMEL Bundesministerium fiir Erndhrung und Landwirtschaft
BMF Bundesministerium der Finanzen
BMUV Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz

F

Forderrichtlinie Richtlinie zur Investitionsférderung von Maschinen und Gerdten zur Stdrkung der natiirlichen
Bodenfunktionen in Agrarlandschaften

G
GAK Gemeinschaftsaufgabe , Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes”
K

KMU Kleinst-, kleine oder mittlere Unternehmen
KSG Bundes-Klimaschutzgesetz
KTF Klima- und Transformationsfonds

L

LULUCF-Sektor Sektor Landnutzung, Landnutzungsdnderung und Forstwirtschaft (Land Use, Land Use Change
and Forestry; LULUCF)



0 Zusammenfassung

Das Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucher-
schutz (BMUV) stellt einem Projekttrager in den Jahren 2024 bis 2027 insgesamt 115 Mio.
Euro aus dem Wirtschaftsplan des Klima- und Transformationsfonds (KTF) fiir ein Zuschuss-
programm zur Verfliigung. Grundlage dafir bildet eine neue ,Richtlinie zur Investitionsforde-
rung von Maschinen und Geraten zur Starkung der natlirlichen Bodenfunktionen in Agrar-
landschaften” (Forderrichtlinie). Damit setzt das BMUV die MaBnahme Nummer 6.5 im
»Aktionsprogramm Natdirlicher Klimaschutz (ANK)“ (Aktionsprogramm) um.

Der Bundesrechnungshof hat den Férderrichtlinienentwurf gepriift und eine Uberarbeitung
aufgrund haushaltsrechtlicher Mangel empfohlen. Das BMUV hat die Kritik des Bundesrech-
nungshofes zuriickgewiesen und die Férderrichtlinie im Juli 2024 mit zwei geringfiigigen An-
derungen veroffentlicht. Unter Berlicksichtigung der Stellungnahme des BMUV aufiert sich
der Bundesrechnungshof dazu abschlieBend.

Der Bundesrechnungshof bleibt bei seiner Auffassung, dass es dem BMUV mit der Férder-
richtlinie nicht gelungen ist, das Férderprogramm auf die bestmdgliche Wirkung zum Errei-
chen der nationalen Klimaschutzziele auszurichten. Dafiir hatte es konkrete Forderziele fest-
legen miissen, die im inhaltlichen und zeitlichen Zusammenhang mit dem Sektorenziel des
Bundes-Klimaschutzgesetzes (KSG) und mit dem Aktionsprogramm stehen. Im Einzelnen:

0.1 Das BMUV hat versaumt, konkrete Forderziele auf der Programmebene und auf der
Projektebene vorzugeben, mit denen sich der Beitrag des Zuschussprogramms zum
Erreichen der Bundesklimaschutzziele feststellen lasst. Auch mit seinem ergénzenden
Konzept zur Zielkonkretisierung und Erfolgskontrolle ldsst sich die erwartete Wirkung
auf die Kohlenstoffspeicherung in Béden und auf die Bodenbiodiversitat nicht bewer-
ten. Der Bundesrechnungshof hat zudem bezweifelt, dass sich mit dem Zuschusspro-
gramm fir Agrarmaschinen das Wiedervernassen von Mooren wirksam anreizen
lasst. Das BMUV finanziert den zweiten Schritt vor dem ersten, wenn es die Anschaf-
fung von Agrarmaschinen fordert, bevor die Ackerflachen wiedervernasst sind. Der
kausale Zusammenhang zwischen der Wiederverndassung der Agrarboden und der an-
schlieBenden schonenden Bewirtschaftung ist aber zwingend fiir den Erfolg der ein-
gesetzten Bundesmittel. Insofern muss die Forderung von Agrarmaschinen mit der
Umsetzung der Nationalen Moorschutzstrategie und den Bestrebungen der Lander
einhergehen.

Das BMUV hat mit Verweis auf die im Aktionsprogramm beschriebenen Ziele und auf
ein in Erstellung befindliches Monitoring- und Evaluierungskonzept fiir das gesamte
Aktionsprogramm die Kritik zuriickgewiesen. In dem hohen Aufkommen an Interes-
senbekundungen seit Veroffentlichung der Forderrichtlinie sieht sich das BMUV be-
statigt, mit dem Bezuschussen des Erwerbs von Agrarmaschinen das Wiedervernas-
sen von Ackerflachen zu initiieren.



0.2

0.3

Anders als das BMUV sieht der Bundesrechnungshof in der hohen Anzahl von Interes-
senbekundungen einen Hinweis auf mogliche hohe Mitnahmeeffekte. Die forderfahi-
gen Agrarmaschinen beschranken sich nicht auf solche fir wiedervernasste Flachen,
sondern lassen sich auch in der tradierten Landwirtschaft einsetzen. Welchen Beitrag
das BMUV mit den fiir das Forderprogramm vorgesehenen Bundesmitteln zur Treib-
hausgasminderung leisten kann, hat es weiterhin offengelassen.

Der Bundesrechnungshof bleibt bei seiner Auffassung, dass das BMUV ohne konkrete
Forderziele die verfligharen Bundesmittel nicht mit der bestmdglichen Effizienz in Be-
zug auf die erhdhte Speicherung von Kohlenstoff und Bodenbiodiversitat einsetzt.
Das Fehlen konkreter Zielwerte ist ein erheblicher haushaltsrechtlicher Mangel der
Forderrichtlinie (Ziffer 2).

Der Bundesrechnungshof hat das Auswahlverfahren fir die Férdervorhaben kritisiert.
Indem die Forderantrage nach einer zufalligen Reihung bewilligt werden, ist die Aus-
wahl nicht auf die bestmdgliche Wirkung zur Speicherung von Kohlenstoff und zur
Bodenbiodiversitat in landwirtschaftlich genutzten Boden ausgerichtet. Selbst wenn
vorrangig Vorhaben im Zusammenhang mit wiederverndssten Boden ausgewahlt
werden, bleibt die anschlielende Reihenfolge beliebig.

Das BMUV hat auf das erhebliche Interesse des Bundes an einer wirksamen und mog-
lichst flaichendeckenden Forderung verwiesen. Es habe bereits auf programmatischer
Ebene gezielt Liicken in der Gesamtforderlandschaft angesteuert. Es sei Ziel des
BMUV, eine moglichst grofle Anzahl von Antragstellenden durch eine diversifizierte
Palette von forderfahigen Gegenstanden zu erreichen.

Der Bundesrechnungshof sieht seine Kritik am Auswahlverfahren durch die Stellung-
nahme des BMUV bestatigt. Das BMUV wird dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit
nicht gerecht, weil die vorgesehene zufillige Reihung der Antrdge nicht die glinstigste
Relation zwischen dem verfolgten Zweck und den Ressourcen sicherstellt. Das vom
BMUV verfolgte Ziel, moglichst viele Antragstellende zu fordern, widerspricht dem
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit (Ziffer 3).

Der Bundesrechnungshof hat die vom BMUV in der Férderrichtlinie vorgesehene
Zweckbindungsfrist von drei oder flinf Jahren fur Agrarmaschinen als zu kurz und im
Widerspruch zur Absicht des BMUV, in langfristige Wirtschaftsgiter investieren zu
wollen, bewertet. Er hat mit Verweis auf die steuerrechtlichen Abschreibungstabellen
des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) empfohlen, die Zweckbindungsfrist ent-
sprechend der durchschnittlich anerkannten Nutzungsdauer von Landmaschinen fir
Ackerbau nicht unter acht Jahren festzulegen und Unterschiede bei den Zuwendungs-
empfangern zu vermeiden.

Das BMUV hat die Kritik des Bundesrechnungshofes nicht ausgeraumt. Es hat auf
eine vergleichbare Zuwendungspraxis des Bundesministeriums fur Erndhrung und
Landwirtschaft (BMEL) bei der Férderung nach dem Investitions- und Zukunftspro-
gramm fir die Landwirtschaft verwiesen.



0.4

Der Bundesrechnungshof sieht weiterhin einen Widerspruch zwischen dem Ziel, in
langlebige Wirtschaftsgliter zu investieren, und den Zweckbindungsfristen fiir Agrar-
maschinen von drei und funf Jahren (Ziffer 4).

Der Bundesrechnungshof hat zur Kenntnis genommen, dass das BMUYV fiir alle For-
dervorhaben die Gbliche Wertgrenze fir Vergabeverfahren in der Férderrichtlinie auf
200 000 Euro angehoben hat. Das BMUV hat versdaumt darzulegen, weshalb es einer
Anhebung der Wertgrenze auf 200 000 Euro tGberhaupt bedarf, obwohl es die durch-
schnittlichen Zuwendungsbetrage unterhalb der Wertgrenze von 100 000 Euro prog-
nostiziert hatte. Um eine wettbewerbliche Beschaffung sicherzustellen, ist es erfor-
derlich, in der Forderrichtlinie geeignete Regelungen zur einheitlichen Leistungsbe-
schreibung, Dokumentation des Vergabeverfahrens und zu Ausnahmefallen vorzuge-
ben.

Das BMUV hat einen Hinweis des Bundesrechnungshofes aufgegriffen und den Richt-
linientext unter Ziffer 6.2 redaktionell gedndert. Im Ubrigen hat es die Bedenken des
Bundesrechnungshofes zuriickgewiesen. Es gehe davon aus, dass Zuwendungsemp-
fanger bei der Angebotseinholung eine einheitliche Leistungsbeschreibung zugrunde
legen und ohnehin die Auftragsvergabe dokumentieren. Weiterer Klarstellungen hin-
sichtlich des Prifmalistabs bei Ausnahmefallen bediirfe es nicht.

Der Bundesrechnungshof sieht weiterhin keine Notwendigkeit flir das Anheben der
Wertgrenze. Das vom BMUYV fiir die nach den haushaltsrechtlichen Regelungen zulas-
sigen absoluten Ausnahmefalle vorgesehene Ankreuzformular als Selbstauskunft der
Antragstellenden sieht der Bundesrechnungshof kritisch, weil es dem Charakter eines
Ausnahmefalls widerspricht. AuRerdem liegt die Entscheidung tber einen erforderli-
chen Ausnahmefall und das Begriindungserfordernis bei der Bewilligungsstelle und
nicht beim Antragstellenden. Der Bundesrechnungshof weist darauf hin, dass die re-
daktionelle Anderung des Richtlinientextes auch in die vom Projekttrager veréffent-
lichten Formulare lbernommen werden muss (Ziffer 5).



1 Vorbemerkung

1.1 Veranlassung

Nach § 103 Absatz 1 BHO ist der Bundesrechnungshof vor dem Erlass von Verwaltungsvor-
schriften zur Durchfliihrung der BHO zu horen. Das BMUV legte im Marz 2024 den Entwurf
fr eine ,,Richtlinie zur Investitionsférderung von Maschinen und Geraten zur Starkung der
natirlichen Bodenfunktionen in Agrarlandschaften” vor. Im Anhérungsverfahren hat der
Bundesrechnungshof die vom BMUV vorgelegten Unterlagen (Forderrichtlinienentwurf,
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, Konzept zur Zielkonkretisierung und Erfolgskontrolle) ge-
prift. Das BMUV hat die Férderrichtlinie im Juli 2024 veréffentlicht.?

Auf Grundlage der Forderrichtlinie gewahrt das BMUV Bundesmittel fiir ein Zuschusspro-
gramm. Die Bundesmittel stellt es aus den im Wirtschaftsplan des KTF bei Kapitel 6092 Ti-
tel 686 31 veranschlagten Mitteln fiir die Umsetzung des Aktionsprogramms zur Verfligung.
Die Forderrichtlinie gilt bis zum 31. Dezember 2026. Der Bundesrechnungshof duf3ert sich
unter Berlicksichtigung der Stellungnahme des BMUV hiermit abschlieRend zur Priifung des
Forderrichtlinienentwurfs.

1.2 Aktionsprogramm Naturlicher Klimaschutz

Die Bundesregierung beschloss im Marz 2023 das Aktionsprogramm, fiir das sie in den Jah-
ren 2022 bis 2026 insgesamt 4 Mrd. Euro bereitstellt. Natlirlicher Klimaschutz soll Synergien
zwischen Klima- und Biodiversitatsschutz nutzen. Das Aktionsprogramm umfasst 69 Mal3-
nahmen in zehn Handlungsfeldern. Die Bundesregierung sieht in ihm ihr zentrales Instru-
ment flr das Erreichen der Bundesklimaschutzziele im Sektor Landnutzung, Landnutzungs-
anderung und Forstwirtschaft (Land Use, Land Use Change and Forestry; LULUCF; LULUCF-
Sektor).?

Durch die Steigerung der Resilienz und die Wiederherstellung von Okosystemen soll die fort-
schreitende Verschlechterung der Treibhausgasbilanz des LULUCF-Sektors umgekehrt und
auf ein Niveau von jahrlich ca. minus 17 Millionen Tonnen CO>-Aquivalenten zuriickgefiihrt
werden. Durch eine verinderte Bewirtschaftung von Okosystemen soll die Klimaschutzbilanz
des LULUCF-Sektors um zuséatzlich 8 Millionen Tonnen CO,-Aquivalente verbessert werden.3

1 Richtlinie zur Investitionsférderung von Maschinen und Geréten zur Stiarkung der natiirlichen Bodenfunktio-

nen in Agrarlandschaften, abgerufen am 16. Oktober 2024.

2 Broschiire Nummer 16022 des BMUV: Aktionsprogramm Natiirlicher Klimaschutz, Kabinettbeschluss vom
29. Marz 2023, Seite 6ff., abgerufen am 26. Marz 2024.

3 Broschiire Nummer 16022 des BMUV, Seite 7.



http://www.bmuv.de/download/richtlinie-zur-investitionsfoerderung-von-maschinen-und-geraeten-zur-staerkung-der-natuerlichen-bodenfunktionen-in-agrarlandschaften
http://www.bmuv.de/download/richtlinie-zur-investitionsfoerderung-von-maschinen-und-geraeten-zur-staerkung-der-natuerlichen-bodenfunktionen-in-agrarlandschaften

Mit dem neuen Zuschussprogramm setzt das BMUV die MaBnahme Nummer 6.5 des Hand-
lungsfelds ,6. Boden als Kohlenstoffspeicher” um. Dabei werde auf eine klare Abgrenzung zu
bereits bestehenden Forderinstrumenten, insbesondere der Gemeinschaftsaufgabe , Verbes-
serung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes” (GAK), geachtet und der Aufbau von Dop-
pelférderstrukturen vermieden.* Der Rahmenplan der GAK fiir den Zeitraum 2023 bis 2026
sieht unter anderem die Férderung investiver MalRnahmen des Naturschutzes zur Schaffung,
Wiederherstellung und Errichtung von wiedervernassten Flachen vor, die zwecks landwirt-
schaftlicher Nutzung trockengelegt wurden.”

Von den fir das Handlungsfeld 6 vorgesehenen 385 Mio. Euro plante das BMUV fiir das Zu-
schussprogramm Ausgaben von 115 Mio. Euro fiir die Jahre 2024 bis 2027 ein.®

1.3 Nationale Moorschutzstrategie

Das Bundeskabinett beschloss im November 2022 die ,Nationale Moorschutzstrategie” als
Teil des Aktionsprogramms.’ Die Moorschutzstrategie umfasst und konkretisiert verschie-
dene MaBBnahmen, um Moore zu schiitzen, zu starken, langfristig wiederherzustellen und
ihre nachhaltige Nutzung zu férdern. Sie enthalt ebenfalls zehn Handlungsfelder, unter ande-
rem das Handlungsfeld ,,Landwirtschaftliche Nutzung von Moorboden”.

Zur Ausgangslage wird festgestellt, dass die in der Landwirtschaft gegenwartig vorherrschen-
den Anbaumethoden und -verfahren auf Moorbdden grundsatzlich nicht kompatibel seien
mit einer ganzjahrig oberflaichennahen Wasserhaltung. Drainagen von landwirtschaftlichen
Flachen auf Moorboden miissten spatestens bis zum Zeitpunkt des Erreichens der Kli-
maneutralitat in Deutschland im Jahr 2045 weitestmoglich zuriickgebaut oder umgestaltet
werden. Die Umstellung von einer entwdasserungsbasierten auf eine nasse Moornutzung ver-
lange eine Neuausrichtung der Bewirtschaftungsweise, die unter anderem mit erheblichen
Investitionen in wasserbauliche Einrichtungen und in eine angepasste Landnutzungstechnik
verbunden sei.

Diese Umstellungsprozesse kdnnten die landwirtschaftlichen Betriebe aus eigener Kraft
meist nicht bewaltigen. Die dauerhafte Wiedervernassung landwirtschaftlich genutzter Fla-
chen schreite bisher nur langsam voran. Vielfach stellten die teils sehr kleinteiligen Eigen-
tumsverhaltnisse ein Hemmnis fiir die Wiederverndssung dar. Die meisten derzeit bereits
vollstandig vernassten Flachen werden fir Naturschutzbelange genutzt, teilweise auch ge-
pflegt und fallen aus der reguliren landwirtschaftlichen Nutzung heraus.?

Broschire Nummer 16022 des BMUV, Seite 43.

GAK-Rahmenplan 2023 bis 2026, Seite 124, abgerufen am 23. Oktober 2024.
EinschlieRlich Ausgaben fiir den Projekttrager.

BMUV: Nationale Moorschutzstrategie, abgerufen am 27. Marz 2024.
BMUV: Nationale Moorschutzstrategie, Ziffer 4.2.1.
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https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_laendliche-Regionen/Foerderung-des-laendlichen-Raumes/GAK/gak-rahmenplan-2023-2026.html
https://www.bmuv.de/download/nationale-moorschutzstrategie-kabinettsbeschluss

Bereits im Oktober 2021 unterzeichneten der Bund und die Lander eine Bund-Lander-Ziel-
vereinbarung zum Klimaschutz durch Moorbodenschutz.® Darin vereinbarten sie Grund-
satze, Ziele und MaBnahmen. Ihre Bestrebungen zum Moorbodenschutz wollen sie gemein-
sam umsetzen. Insbesondere die moorreichen Lander verfligten bereits Gber Moorschutz-
strategien und darauf aufbauende Programme und MaBnahmenkonzepte.

1.4 Forderrichtlinie

Mit direkten, nicht riickzahlbaren Zuschiissen fordert das BMUV das Beschaffen von Maschi-
nen und Geraten zur Bewirtschaftung wiederverndsster oder nasser Moorbéden und zur
Starkung der natiirlichen Bodenfunktionen nach einer sogenannten Positivlistel?. Diese ist
unterteilt in die Kategorien A.1 und B.1 bis B.5. Die Positivliste ordnet Maschinen und Gerate
zur Bewirtschaftung wiedervernasster oder nasser Moorbdden der Kategorie A.1 zu. Diese
Maschinen haben einen geringeren Kontaktflachendruck als tibliche Maschinen. Forderun-
gen der Kategorie A.1 setzen die Bewirtschaftung von mindestens fiinf Hektar nasser oder
wiedervernasster Moorboden spatestens ein Jahr nach der Lieferung der geférderten Ma-
schine voraus.!! Den Kategorien B.1 bis B.5 sind Gerate zur bodenschonenden Bewirtschaf-
tung zugeordnet, wie zum Beispiel Feldroboter oder Mulchsaatpflanzmaschinen.

Die Forderung richtet sich an Kleinst-, kleine oder mittlere Unternehmen (KMU) der land-
wirtschaftlichen Primarproduktion, der landwirtschaftlichen Lohn- und Dienstleistungsunter-
nehmen, der gewerblichen Maschinenringe, anerkannte Naturschutzvereinigungen sowie an
Zusammenschlisse von KMU der landwirtschaftlichen Primarproduktion. Die Forderquote ist
abhangig von der gewdhlten Maschinenkategorie und dem Typ des Antragstellenden. Mitt-
lere landwirtschaftliche Lohn- und Dienstleistungsunternehmen sowie mittlere gewerbliche
Maschinenringe erhalten fir alle Maschinenkategorien eine Férderquote von 10 %. Handelt
es sich um Kleinst- oder Kleinunternehmen sowie kleine Maschinenringe sieht das BMUV
eine Forderquote von 20 % vor. Bei anerkannten Naturschutzvereinigungen, KMU der Pri-
marproduktion und KMU als landwirtschaftliche Zusammenschliisse betragt die Forderquote
je nach Maschinenkategorie 30 %, 40 % oder 65 % der forderfahigen Investitionssumme. Bei
einem Mindestinvestitionsvolumen von 7 500 Euro ist das forderfahige Investitionsvolumen
auf 500 000 Euro je Zuwendungsempfanger begrenzt.!> Dem Antragsverfahren geht ein Inte-
ressenbekundungsverfahren voraus.'3> Mit der Durchfiihrung des Férderprogramms und der
treuhdnderischen Bewirtschaftung der Bundesmittel beauftragte das BMUV einen Projekt-
trager.

® Bund-Linder-Zielvereinbarung vom 20. Oktober 2021, abgerufen am 23. Oktober 2024.

10 positivliste der férderfihigen Gegenstinde im Rahmen der Richtlinie zur Investitionsférderung von Maschi-
nen und Geraten zur Starkung der natiirlichen Bodenfunktionen in Agrarlandschaften, abgerufen am
15. Oktober 2024.

11 Ziffer 7.2 c) Forderrichtlinie vom 17. Juli 2024.

12 Ziffer 5.1 Férderrichtlinie vom 17. Juli 2024.

13 Ziffer 7.2 c) Forderrichtlinie vom 17. Juli 2024.
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http://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_Landwirtschaft/Klimaschutz/moorbodenschutz-blzv.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.rentenbank.de/export/sites/rentenbank/dokumente/ank-nabo/Positivliste-ANK-6-5.pdf
https://www.rentenbank.de/export/sites/rentenbank/dokumente/ank-nabo/Positivliste-ANK-6-5.pdf

Die vom BMUV veroffentlichte Forderrichtlinie weicht neben redaktionellen Anpassungen
geringfigig in den Ziffern 5.1 und 6.2 vom gepriiften Forderrichtlinienentwurf ab.

2 Forderziele

2.1 Sachverhalt

Ausgaben und Verpflichtungsermachtigungen fir Forderprogramme, die Zuwendungen zur
Projektforderung vorsehen, sollen nur veranschlagt werden, wenn die Ziele hinreichend be-
stimmt sind, um eine spatere Erfolgskontrolle zu ermdglichen (Zielerreichungs-, Wirksam-
keits- und ZweckmaRigkeitskontrolle).'* Das Férderziel und der Zuwendungszweck sind in
der Forderrichtlinie zu beschreiben.'® Der Zweck einer Ausgabe oder einer Verpflichtungser-
machtigung wird durch das Ziel bestimmt, das durch die Ausgabe oder Verpflichtungser-
machtigung erreicht werden soll. Verschiedene Zwecke kdnnen auch im Rahmen derselben
MaRnahme verwirklicht werden.1®

Die titelbewirtschaftenden Ressorts im KTF sind aufgefordert, jahrlich gegentber dem BMF
Angaben zur Umsetzung, Zielerreichung, zu den Projekttragerkosten sowie zur Fordereffizi-
enz der unter ihre Titelverantwortung fallenden MaBnahmen zu machen (KTF-Bericht).t’

2.1.1 Ziele des Aktionsprogramms

Im Aktionsprogramm heilst es: ,,Die konkreten Ziele und konkreten Indikatoren zum Messen
der Zielerreichung werden bei der Erstellung der jeweiligen Férderrichtlinien zu den ANK-
Malnahmen im Einzelnen entwickelt und festgeschrieben werden. Eine Darstellung des Er-
folgs, der Wirkung und des Zusammenwirkens der MaBnahmen mit Blick auf Einsparung von
Treibhausgas-Emissionen und auf Biodiversitat, Wasser und weitere Ziele und Gegenstande
des ANK muss unabhangig von der Art der MalRnahme (Forderprogramm, Ordnungsrecht,
Planungsrecht, BegleitmaRnahme etc.) und ressortiibergreifend gewéahrleistet sein.“*®

14 vV Nummer 3.5 zu § 23 BHO mit Verweis auf VV Nummern 2.1 und 2.2 zu § 7 BHO und Nummer 11a.2 zu
§ 44 BHO.

15 Nummer Ill.1 Grundsétze fiir Forderrichtlinien fiir Zuwendungen zu Projektférderungen, Anlage zu VV Num-
mer 15.7 zu § 44 BHO.

16 vV Nummer 1.2 zu § 17 BHO.

17§ 8 Klima- und Transformationsfondsgesetz vom 8. Dezember 2010 (BGBI. | Seite 1807), das zuletzt durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nummer 412) gedndert worden isti. V. m. Be-
wirtschaftungsschreiben des BMF.

18 Broschiire Nummer 16022 des BMUV, Seite 7.
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2.1.2 Ziele der Forderrichtlinie

Die Forderrichtlinie enthalt keine Angaben zum Forderziel. Unter “Zuwendungszweck,
Rechtsgrundlage” heit es: ,Ziel dieser Richtlinie ist die Erhohung der Kohlenstoffspeicher-
funktion von Boden und die Verbesserung der Biodiversitat in Agrarlandschaften.” Der Bei-
trag der geforderten Maschinen und Gerate zu den Zielen des Aktionsprogramms werde vor
allem Uber die veranderte Bewirtschaftungsweise der Flachen geleistet, indem zum Beispiel
Spezialgerate fur die Bewirtschaftung von wiedervernassten Moorflachen gefordert werden,
um die Wiederverndssung von entwasserten Moorbdden zu fordern. Dadurch werde der
weitere Abbau erheblicher Mengen an bodengebundenem Kohlenstoff und damit die Frei-
setzung von CO; gestoppt.

2.1.3 Konzept zur Zielkonkretisierung und Erfolgskontrolle

Im Konzept zur Zielkonkretisierung und Erfolgskontrolle hiel’ es: ,,Um die Ziele des ANK zu
erreichen, werden Investitionen in Maschinen und Gerate zur Erh6hung der Kohlenstoffspei-
cherfunktion von Boden und der Biodiversitat in Agrarlandschaften gefordert.” Eine stand-
ortangepasste, nachhaltige Bodenbewirtschaftung sei der Garant fiir den Erhalt der natrli-
chen Bodenfunktionen, fordere die Bodenbiodiversitat und sei ein wichtiger Beitrag fiir den
natlrlichen Klimaschutz.

Durch die Vorauswahl der Férdergegenstande (Positivliste) sei eine zielgerichtete Foérderung
bereits fiir jeden Fordergegenstand sichergestellt. Um die Wirkung der geférderten Maschi-
nen und Gerate abschatzen zu kénnen, werde die Veranderung in der Bewirtschaftung — und
im Fall der Wiederbeschaffung die Fortflihrung der bodenschonenden Bewirtschaftung —in
Bezug auf die Kohlenstoffspeicher und die Biodiversitat erhoben. Als ,,zentralen Zielerrei-
chungsindikator” fiir die Anderung in der Flichenbewirtschaftung bestimmte das BMUV die
Speichermenge von Tonnen CO,-Aquivalenten pro Hektar und Jahr. Demnach erreicht zum
Beispiel die Bewirtschaftung mit Maschinen der Kategorie A.1 eine jahrliche Speicherung von
20 bis 40 Tonnen CO>-Aquivalenten pro Hektar und Jahr. Den Indikator fiir die Biodiversitit
legte es je Maschinenkategorie als ,,gering”, ,mittel” oder ,hoch” fest. Ein in der digitalen
Antragstellung integrierter Fragebogen, der den Ist- und den Soll-Zustand darstellt, lag dem
Bundesrechnungshof nicht vor. Fiir Feldroboter (B.3) bewertete das BMUV beide Indikatoren
als gering. Es musse erhoben werden, ,wie und in welchem Umfang in Hektar sich die Be-
wirtschaftung nach der Investition im Vergleich zur bisherigen Bewirtschaftung” andert.

Konkrete Zielwerte, die das BMUV mit den fiir das Zuschussprogramm einzusetzenden Bun-
desmitteln erreichen mdéchte, enthielt das Konzept nicht.

2.2 Wiurdigung

Das BMUV hat es versaumt, in seiner Forderrichtlinie konkrete Forderziele auf der Pro-
grammebene und auf der Projektebene sowie entsprechende Indikatoren dafiir vorzugeben.
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Ohne konkrete Forderziele ist die haushaltsrechtlich gebotene Erfolgskontrolle nicht mog-
lich. Das BMUV hat die haushaltsrechtlichen Vorgaben, die gesetzlichen Vorgaben zum KTF
sowie die Vorgaben im Aktionsprogramm missachtet. Auch das unter Bezug auf das Aktions-
programm erstellte Konzept zur Zielkonkretisierung und Erfolgskontrolle hat diesen Anforde-
rungen nicht geniigt, weil das BMUV offengelassen hat, welchen Zustand es mit dem Zu-
schussprogramm bis zum Jahr 2026 anstrebt.

Die Angaben zu den zentralen Zielindikatoren mégen riickblickend zwar eine Aussage dar-
Uber ermoglichen, wie viel Hektar Agrarflache sich mit den geférderten Maschinen bewirt-
schaften lassen und welches Speichervermogen folglich theoretisch fiir diese Flachen ange-
nommen werden kann. Die angenommenen Werte beziehen sich bei der Férderung der
Maschinenkategorie A.1 auf bereits wiedervernasste Moorflachen. Da das BMUV den Zu-
schuss jedoch auch dann gewdhren will, wenn zum Zeitpunkt der Férderung diese Voraus-
setzung noch nicht erfiillt ist, bleibt es bei einer theoretischen Annahme. Das BMUV finan-
ziert folglich den zweiten Schritt vor dem ersten, ohne sicherstellen zu kdnnen, dass die
Agrarflachen tatsachlich innerhalb eines Jahres wiedervernasst werden. Der Bundesrech-
nungshof hat dies als einen zeitlich, logistisch und folglich finanziell aufwendigen Prozess be-
wertet. Er hat bezweifelt, dass sich die Wiedervernassung durch einen Zuschuss fur Agrar-
maschinen anreizen lasst. Den kausalen Zusammenhang zwischen der Wiedervernassung der
Agrarbdden und der anschlieBenden schonenden Bewirtschaftung hat der Bundesrech-
nungshof als zwingend fiir den Erfolg der eingesetzten Bundesmittel angesehen. Er hat inso-
fern empfohlen, die Forderung von Agrarmaschinen mit der Umsetzung der Nationalen
Moorschutzstrategie und mit den Bestrebungen der Lander zu verknipfen.

Mit der Forderung von Agrarmaschinen die Wiedervernassung von Agrarbdden anzureizen,
hat der Bundesrechnungshof zudem aufgrund der teils sehr kleinteiligen Eigentumsverhalt-
nisse der Agrarflachen als problematisch angesehen. Diese stellen ein bekanntes Hemmnis
flir die Wiedervernassung dar, wie die Bundesregierung in der Nationalen Moorschutzstrate-
gie bereits im Jahr 2022 festgestellt hatte (vgl. Ziffer 1.3). Fir eine Bewilligung von Bundes-
mitteln fiir die Kategorie A.1 miisste die Bewilligungsstelle einen Uberblick iber bereits oder
demnachst wiederverndsste Agrarflachen haben, um diese Bewilligungsvoraussetzung tat-
sachlich prifen zu kdnnen. AuBerdem befinden sich die Agrarflachen nicht zwingend im Ei-
gentum der sie bewirtschaftenden landwirtschaftlichen Betriebe, die als Zuwendungsemp-
fanger Adressaten der Férderung sind. Eine Eigenerklarung der Antragstellenden hat der
Bundesrechnungshof in Anbetracht des hohen forderfahigen Betrags fiir nicht ausreichend
gehalten. Der Bundesrechnungshof hat bezweifelt, dass sich tUber die Vorgaben der Forder-
richtlinie der zweckgebundene Einsatz der geférderten Maschinen auf wiedervernassten Ag-
rarflachen Uber die Dauer der Zweckbindung sicherstellen und Gberpriifen lasst.

Ausgehend von der Bewertung des BMUV der beiden Zielindikatoren fiir Kohlenstoffspeiche-
rung und Biodiversitat fiir die Maschinenkategorie B.3 als ,gering”, hat der Bundesrech-
nungshof die Wirtschaftlichkeit und damit die Zulassigkeit der Férderung solcher Feldroboter
bezweifelt. Uber die Férderrichtlinie kann das BMUV zudem nicht sicherstellen, dass Feldro-
boter beispielsweise tatsachlich schonend eingesetzt werden, weil es eine Frage der Pro-
grammierung bei der Nutzung ist, wie intensiv und flaichendeckend das Gerat arbeitet.
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Der Bundesrechnungshof hat aus nachstehend genannten Griinden ein Risiko hoher Mitnah-
meeffekte gesehen: Das BMUV macht die Forderung der Maschinen nicht von der Bewirt-
schaftung einer vorhandenen wiedervernadssten Flache als zwingende Bewilligungsvoraus-
setzung abhangig. Der Bewilligungsstelle fehlt eine entsprechende Kontrollmdoglichkeit. Fer-
ner lasst das BMUV Fordergegenstande mit nur geringer oder im Fall der Wiederbeschaffung
ohne zusatzliche Wirkung zu. SchlielRlich hat es mit 500 000 Euro einen hohen férderfahigen
Betrag festlegt. Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, diese Mitnahmeeffekte durch klare
Regelungen in der Forderrichtlinie zu vermeiden. Er hat das BMUV aufgefordert, die Forde-
rung auf die bestmogliche Wirkung auszurichten und konkrete Forderziele festzulegen, die
im inhaltlichen und zeitlichen Zusammenhang mit dem KSG und dem Aktionsprogramm ste-
hen.

2.3 Stellungnahme des BMUV

Das BMUV hat die Kritik an fehlenden konkreten Férderzielen auf der Programmebene zu-
riickgewiesen. Die Forderziele nahmen ihren Ausgangspunkt bei der Einbettung in den Ge-
samtzielkontext des Aktionsprogramms und seien in der Forderrichtlinie gemeinsam mit
dem Zuwendungszweck beschrieben. Dies werde zudem durch das Konzept zur Zielkonkreti-
sierung und Erfolgskontrolle flankiert.

Das Aktionsprogramm schaffe und nutze Synergien zwischen Klimaschutz und dem Erhalt
der biologischen Vielfalt. Die Forderrichtlinie knipfe diesbeziiglich bei den entsprechenden
Potentialen einer standortangepassten und nachhaltigen Bewirtschaftung der Boden der Ag-
rarlandschaften an. Diese sei der Garant fiir den Erhalt der natiirlichen Bodenfunktionen,
fordere die Bodenbiodiversitat und leiste einen wichtigen Beitrag fiir den natiirlichen Klima-
schutz. Denn den Béden komme eine wichtige Funktion beim Freisetzen und Binden von
Treibhausgasen, vor allem CO;, zu. Vor diesem Hintergrund bezwecke die Forderrichtlinie In-
vestitionen in Maschinen und Gerate zur Erhohung der Kohlenstoffspeicherfunktion von Bo-
den und der Biodiversitat in Agrarlandschaften (Forderziele auf Projektebene).

Fiir eine begleitende und abschlieBende Erfolgskontrolle werde die FordermaBnahme um-
fassend evaluiert. Das BMUV entwickele zum Zeitpunkt der Stellungnahme im Septem-

ber 2024 zudem ein Monitoring- und Evaluierungskonzept flr das Aktionsprogramm in
Ganze. Grundlage fir die Evaluierung der Férderrichtlinie sei das ibersandte Evaluierungs-
konzept. Darin werde auf Grundlage aktueller wissenschaftlicher Erkenntnisse die Wirksam-
keit auf die Ziele des Aktionsprogramms in den unterschiedlichen Gerateklassen hergeleitet.
Die fir die Bewertung der direkten Ergebnisse der Férderung (Output z. B. Hektar Flache)
notigen Kriterien seien so definiert worden, dass sie durch die Zuwendungsempfanger ab
Forderbeginn an erfasst werden. Die mittelfristigen Auswirkungen der FérdermaRnahmen
im Aktionsprogramm (Outcome z. B. bezogen auf die Treibhausgasbilanz, Gbergeordnete
Biodiversitatskennzahlen) sowie mittel- und langfristige Auswirkungen auf die Gesellschaft
zur Minderung der Biodiversitats- und Klimakrisenfolgen (Impact) wiirden tiberwiegend qua-
litativ hergeleitet und lieBen sich nicht maBnahmenscharf zuordnen. Hierfiir werde neben
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dem Evaluierungskonzept zur Forderrichtlinie auch das zu erstellende Monitoring- und Eva-
luierungskonzept fir das Aktionsprogramm insgesamt die Grundlage sein.

Zu den zentralen Zielindikatoren hat das BMUV erganzend auf Folgendes hingewiesen:

e FEine Wiederverndssung oder nasse Bewirtschaftung der betroffenen Moorbdéden sei nicht
allein durch Eigenerklarung der Antragstellenden zu bestatigen, sondern zuséatzlich auch
von den zustandigen Wasser- und Bodenverbanden oder einer vergleichbaren Stelle. In-
sofern ergdnze die Eigenerkldarung diese externe Bestatigung. Demnach mangele es nicht
an der behaupteten Kontrollméglichkeit.

e Die Forderung des Erwerbs von Agrarmaschinen fiir die Bewirtschaftung wiedervernass-
ter Moorbdden sei ein wirksamer Anreiz, um das Wiedervernadssen von Agrarflachen zu
fordern. Oftmals fehle es den Antragstellenden bereits am notwendigen Instrumenta-
rium, um die Wiedervernassung liberhaupt konzipieren zu kdnnen und die eigene, haufig
jahrzehntelang praktizierte Bewirtschaftungssystematik zu verandern. Dies zeige auch das
hohe Aufkommen an Interessenbekundungen seit Veroffentlichung der Forderrichtlinie.
Der Vorwurf, hier werde der zweite Schritt vor dem ersten unternommen, laufe damit ins
Leere.

e Der schonende Einsatz von Feldrobotern sei keine Frage der Programmierung, sondern
durch das geringe Eigengewicht der Technik und Lastverteilung der Rader und Raupenket-
ten sichergestellt und insoweit diesem Maschinentyp immanent.

¢ Die unterschiedlichen Zielbeitragspotentiale der férderfahigen Maschinenkategorien
seien bei der Programmausgestaltung berticksichtigt worden. Durch die gewahlte Forder-
hohe (bis zu 65 %) und Priorisierung im Auswahlverfahren werde ein klarer Fokus auf die
Forderung einer nachhaltigen Bewirtschaftung wiederverndsster und nasser Moorbéden
gelegt. Zugleich bleibe es dabei, dass auch das nachhaltige Bewirtschaften von Mineralb6-
den einen Beitrag zu den Zielen des Aktionsprogramms zu leisten habe. Dieser sei schon
deshalb nicht zu vernachlassigen, weil solche Béden den deutlich Gberwiegenden Teil der
deutschen Landwirtschaftsflache ausmachten.

2.4 AbschlieRende Wurdigung

Mit seiner Stellungnahme hat das BMUV die Kritik an fehlenden konkreten Forderzielen und
messbaren Indikatoren nicht ausgeraumt. Der Verweis in der Forderrichtlinie auf die Ziele
des Aktionsprogramms reicht nicht aus, um die haushaltsrechtlichen Vorgaben und die Vor-
gaben des Aktionsprogramms nach hinreichend konkret bestimmten Férderzielen zu erfiil-
len. Trotz Kenntnis der durch den Bundesrechnungshof aufgezeigten haushaltsrechtlichen
Mangel hat das BMUV am 22. Juli 2024 den Entwurf ohne Anderungen bei den Forderzielen
als Forderrichtlinie veroffentlicht.

Dies halt der Bundesrechnungshof insbesondere deshalb fir kritikwiirdig, weil die Bundesre-
gierung bereits im Aktionsprogramm auf das Bestimmen hinreichend konkreter Forderziele
fiir die Handlungsfelder und fiir die MalRnahmen verzichtet und dies in die Verantwortung
der richtliniengebenden Ressorts libertragen hat. Flir die MalRnahme Nummer 6.5 des
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Aktionsprogramms bleibt somit offen, welche Fordereffizienz das BMUV mit den zur Verfi-
gung stehenden Bundesmitteln und welchen Beitrag es mit dieser Mallnahme zum Erreichen
des Sektorenziels nach dem KSG anstrebt.

Aufgrund der fehlenden Zielvorgaben ist eine ordnungsgemafRe Erfolgskontrolle nicht mog-
lich. Daflr reicht auch der Verweis des BMUV auf ein in Erstellung befindliches Monitoring-
und Evaluierungskonzept fiir das gesamte Aktionsprogramm nicht aus. Dieses hatte bereits
mit dem Beschluss des Aktionsprogramms im Marz 2023, spatestens aber zum Zeitpunkt der
Veroffentlichung von Forderrichtlinien zum Aktionsprogramm vorliegen missen, um als ge-
eignete Grundlage fir die Erfolgskontrolle bei den einzelnen Férderprogrammen dienen zu
koénnen.

Dass es den Antragstellenden oftmals bereits am notwendigen Instrumentarium fehle, um
die Wiederverndssung liberhaupt konzipieren zu kdnnen und die eigene, haufig jahrzehnte-
lang praktizierte Bewirtschaftungssystematik zu verandern, bestatigt den Bundesrechnungs-
hof in seiner Auffassung, dass sich die Wiedervernassung in ihrer Komplexitat kaum wirksam
und nachhaltig durch Zuschiisse zum Erwerb von Agrarmaschinen anreizen lasst. Anders als
das BMUV bewertet der Bundesrechnungshof das hohe Aufkommen an Interessenbekun-
dungen seit Veroffentlichung der Forderrichtlinie als Hinweis auf hohe mogliche Mitnahme-
effekte. Die in der Positivliste genannten forderfahigen Agrarmaschinen beschranken sich
gerade nicht auf solche fiir wiedervernasste Flachen, sondern lassen sich auch in der tradier-
ten Landwirtschaft einsetzen. Dies hat das BMUV mit seinem Hinweis bestatigt, ,dass auch
das nachhaltige Bewirtschaften von Mineralbdden einen Beitrag zu den Zielen des Aktions-
programms zu leisten habe”. Offen bleibt auch hier, welchen Beitrag das BMUV konkret fiir
das veranderte Bewirtschaften von Mineralbdden durch die geférderten Maschinen erwar-
tet und wie viele Flachen daflir entsprechend zu bewirtschaften waren.

Der Bundesrechnungshof nimmt zur Kenntnis, dass das BMUV fiir die Kontrolle der wieder-
vernassten Flachen neben der Eigenerklarung der Antragstellenden eine Bestatigung der ort-
lich zustandigen Wasser- und Bodenverbande fordert. Entsprechende Formulare stellt der
Projekttrdager im Internet zur Verfligung. Damit hat das BMUV bestatigt, dass der Projekttra-
ger selbst (iber keine Erkenntnisse oder Kataster zu wiederverndssten Flachen im Bundesge-
biet verfiigt.

Der Bundesrechnungshof bleibt bei seiner Auffassung, dass die Férderrichtlinie den haus-
haltsrechtlichen Anforderungen und denen des Aktionsprogramms nicht gentigt. Daflir hatte
das BMUV konkrete Forderziele und messbare Indikatoren festlegen missen, die im inhaltli-
chen und zeitlichen Zusammenhang mit dem Sektorenziel des KSG stehen.
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3 Auswahlverfahren

3.1 Sachverhalt

Das BMUV sieht ein zweistufiges Antragsverfahren vor. Der Antragstellung geht ein Interes-
senbekundungsverfahren bei der Bewilligungsstelle voraus. Fiir die Teilnahme miissen sich
Interessierte zuvor online registrieren. Beim Interessenbekundungsverfahren haben Interes-
sierte das antragstellende Unternehmen/die antragstellende anerkannte Naturschutzverei-
nigung, die Forderkategorie und die geplante Investitionssumme eindeutig anzugeben. Der
Forderrichtlinie zufolge werden , die in einem bestimmten Zeitraum eingegangenen Interes-
senbekundungen [...] anschlieRend in eine Reihung gebracht. Aufgrund der besonderen Be-
deutung der Moorboden fir die Kohlenstoffspeicherung, werden alle Antrage der Katego-
rie A.1. ,Maschinen und Geréte zur Pflege und Bewirtschaftung wiederverndsster oder
nasser Moorbdden’ innerhalb dieser Reihung vorrangig eingestuft. [...] Alle weiteren Interes-
senbekundungen werden per Zufallsauswahl in der Reihung beriicksichtigt. Die ausgewahl-
ten Interessenten erhalten anschlieBend eine Einladung zur Antragstellung, aus der die For-
derkategorien hervorgehen, in denen die Interessenten einen Antrag stellen kdnnen.“*® Der
Antrag ist Uber ein Portal der Bewilligungsstelle einzureichen.

Nach Auffassung des BMUV sei durch die Vorauswahl der Fordergegenstande (iber die Posi-
tivliste (vgl. Ziffer 2.1.3) eine zielgerichtete Forderung fir jeden Fordergegenstand sicherge-
stellt. Es sah in seiner Wirtschaftlichkeitsuntersuchung eine liberregionale Koordinierung
durch den Bund als erforderlich an, weil der Beitrag zum natiirlichen Klimaschutz regional
unterschiedlich und von einzelbetrieblichen Faktoren abhangig sei. Aus diesem Grund hielt
es eine bundesweite flichendeckende Férderung mit einheitlichen Férderkonditionen fiir er-
forderlich.

3.2 Wirdigung

Mit dem Auswahlverfahren ist das BMUV dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit nicht ge-
recht geworden. Durch die vorgesehene zufallige Reihung der Antrage aulRerhalb der Kate-
gorie A.1 kann es nicht die glinstigste Relation zwischen dem verfolgten Zweck und den Res-
sourcen erreichen. AulRerdem widerspricht diese Vorgehensweise dem vom BMUV
gesehenen liberregionalen Koordinierungserfordernis durch den Bund. Die Bewilligung von
Vorhaben nach einer zufalligen Reihung, ohne zuvor gewichtete Auswahlkriterien zugrunde
gelegt zu haben, erfordert gerade keine inhaltliche oder fachliche Koordinierung. Eine solche
ware durch den Projekttrager wohl auch kaum leistbar.

19 Ziffer 7.2 der veréffentlichten Férderrichtlinie vom 17. Juli 2024.
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Mit einer zufalligen Auswahlentscheidung kann das BMUV zudem nicht die von ihm ge-
wiinschte bundesweite, flaichendeckende Forderung und die Beriicksichtigung regional und
einzelbetrieblich unterschiedlicher Beitrage fiir den natirlichen Klimaschutz gewahrleisten.
Da es aullerdem lediglich fiir die Maschinen der Kategorie A.1 eine potenzielle Mindestbe-
wirtschaftungsflache vorgab, hat das BMUV mit der zufalligen Auswahl der weiteren Forder-
vorhaben auf eine Steuerungsmaoglichkeit verzichtet. Mit der geplanten zufélligen Auswahl
der Férdervorhaben fokussiert das BMUV auf einen ziigigen Mittelabfluss anstatt auf die
bestmogliche Wirkung zur Speicherung von Kohlenstoff in landwirtschaftlich genutzten Bo-
den.

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, die Forderung auf den Grundsatz der Wirtschaft-
lichkeit auszurichten, um mit den Bundesmitteln die gilinstigste Relation zwischen dem ver-
folgten Zweck und den Ressourcen zu erreichen.

3.3 Stellungnahme des BMUV

Der Bund habe ein erhebliches Interesse an wirksamen und moglichst flachendeckenden
MaRnahmen zum Erhalt, zum Schutz und zur Wiederherstellung natiirlicher Okosysteme. Bei
der Programmausgestaltung seien Férdermodalitaten, Forderziel und -zweck sowie die For-
derinhalte zu anderen thematisch dhnlichen Férderprogrammen abgegrenzt worden. Mit
der vorliegenden Forderrichtlinie wiirden bereits auf programmatischer Ebene im Sinne ei-
nes koordinierenden Ansatzes gezielt Liicken in der Gesamtférderlandschaft angesteuert.

Auf die Wirkungssteuerung beim Auswahlverfahren durch den klaren Fokus auf die Forde-
rung einer nachhaltigen Bewirtschaftung wiedervernasster und nasser Moorbdden habe das
BMUV bereits unter Ziffer 2.3 hingewiesen, ebenso auf den Einsatz des weiteren Steuerungs-
faktors einer nach Zielbeitragspotentialen gestuften Forderhohe.

Zur Antragsauswahl aulRerhalb der Kategorie A.1 sei zu ergédnzen, dass die technischen Krite-
rien (Mindestanforderungen) der Positivliste liber alle Betriebsformen und Standorte hinweg
einen einheitlichen Grad der Zielerreichung einer nachhaltigen Bewirtschaftung innerhalb
der jeweiligen Gerateklassen gewahrleisten. Die gewahlten Auswahlmodalitdten minderten
daher die Fordereffizienz nicht. Sie dienten vielmehr der verwaltungseffizienten Ausgestal-
tung des Auswahlverfahrens einer typenfokussierten Gerateforderung bei einem begrenzten
Fordervolumen.

Die Ausgestaltung des Auswahlverfahrens ziele auf eine Forderung in der Flache. Es sei Ziel
des BMUV, eine moglichst groBe Anzahl von Antragstellenden durch eine diversifizierte Pa-
lette von forderféhigen Gegenstanden zu erreichen. Den Vorwurf, das BMUV ziele mit dieser
FordermaBBnahme auf einen moglichst zligigen Mittelabfluss, hat es zurlickgewiesen.
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3.4 AbschlieRende Wirdigung

Mit seiner Erklarung, ,eine moglichst groBe Anzahl von Antragstellenden durch eine diversi-
fizierte Palette von forderfahigen Gegenstanden” erreichen zu wollen, hat das BMUV die Kri-
tik des Bundesrechnungshofes bestatigt. Das Auswahlverfahren zielt demnach nicht auf die
maximal mogliche Kohlenstoffbindung und méglichst groBe wiedervernadsste Flache und so-
mit nicht auf die bestmogliche Wirksamkeit der Bundesmittel zum Erreichen des Sektoren-
ziels nach dem KSG. Eine solche Breitenforderung, die sich an der Anzahl der Zuwendungs-
empfanger und nicht am Ziel der Treibhausgasminderung orientiert, steht offensichtlich im
Widerspruch zur bestmoglichen Fordereffizienz. Insofern verfehlt bereits der vom BMUV ge-
wahlte Ansatz, ,gezielt Licken in der Gesamtforderlandschaft” anzusteuern, das Ziel.

Das BMUV hat offengelassen, welchen ,einheitlichen Grad der Zielerreichung einer nachhal-
tigen Bewirtschaftung innerhalb der jeweiligen Gerateklassen” es durch die Mindestanforde-
rungen an die Maschinen und Gerate gewahrleisten wird. Wie es ohne diese Kenntnis die
Fordereffizienz bestimmen will, bleibt unklar.

Der Bundesrechnungshof beflirwortet ein verwaltungseffizientes Auswahlverfahren, aller-
dings nicht zulasten des wirtschaftlichen Einsatzes der Bundesmittel. Da Zuwendungen fir
Maschinen der Kategorie B unabhangig davon bewilligt werden, ob eine Flache wieder-
vernasst werden soll, kann das BMUV durch das Auswahlverfahren insoweit weder die Wie-
dervernassung gezielt anreizen noch einen wirtschaftlichen Mitteleinsatz gewahrleisten. Der
Bundesrechnungshof halt seine Kritik an der Ausgestaltung des Auswahlverfahrens und an
fehlenden gewichteten Auswahlkriterien aufrecht.

4  Zweckbindungsfrist

4.1 Sachverhalt

Das BMUV will , Investitionen in langlebige Wirtschaftsgiiter” fordern.°

Nach den VV Nummer 4.2.3 zu § 44 BHO muss der Zuwendungsbescheid auch die Angabe
enthalten, wie lange die Zuwendungen fiir den Zuwendungszweck gebunden sind (Zweckbin-
dungsfrist). Fir die Festlegung der Zweckbindungsfrist kann die regelmaRige Nutzungsdauer
Abschreibungstabellen entnommen werden.?! Die vom BMF verdffentlichte Abschreibungs-
tabelle fur Landwirtschaft und Tierzucht gilt unter anderem fir die Wirtschaftszweige

20 ziffer 2 der veréffentlichten Férderrichtlinie vom 17. Juli 2024.
21 In Anlehnung an Krdmer/Schmidt: Zuwendungsrecht, D X 1.3.2.2. Randnummer 27.
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Marktfruchtanbau und Futterbau. Danach betragt die durchschnittliche Nutzungsdauer fir
Landmaschinen zum Ackerbau acht bis zwdlf Jahre.??

Fir KMU der landwirtschaftlichen Primarproduktion, Zusammenschliisse von KMU der land-
wirtschaftlichen Primarproduktion sowie anerkannte Naturschutzvereinigungen sieht die
Forderrichtlinie eine Zweckbindung von finf Jahren ab Lieferung vor. Fiir landwirtschaftliche
Lohn- und Dienstleistungsunternehmen sowie gewerbliche Maschinenringe betragt die
Zweckbindungsfrist drei Jahre.

In der zur Forderrichtlinie gehérenden Positivliste sind die Forderquoten fiir KMU der land-
wirtschaftlichen Primarproduktion, Zusammenschliisse von KMU der landwirtschaftlichen
Primarproduktion sowie anerkannte Naturschutzvereinigungen in Abhangigkeit der Maschi-
nenkategorie mit 30, 40 und 65 % ausgewiesen. Kleinst- und kleine landwirtschaftliche Lohn-
und Dienstleistungsunternehmen sowie Kleinst- und kleine gewerbliche Maschinenringe er-
halten demnach bei allen Maschinenkategorien eine Férderquote von 20 % und mittlere
landwirtschaftliche Lohn- und Dienstleistungsunternehmen sowie mittlere gewerbliche Ma-
schinenringe von 10 %.23

4.2 Wirdigung

Der Bundesrechnungshof hat die vom BMUV festgelegte Zweckbindungsfrist als zu kurz be-
wertet. Mit der Festlegung der Zweckbindungsfrist von nur drei und finf Jahren hat das
BMUV seine Absicht, Investitionen in langlebige Wirtschaftsgiter zu férdern, nicht umge-
setzt. Unter Hinzuziehung der Abschreibungstabelle des BMF fiir Landmaschinen zum Acker-
bau lasst sich eine Zweckbindungsfrist unter acht Jahren nicht rechtfertigen.

AulRerdem ist es unverstandlich, weshalb das BMUV um ein Drittel kiirzere Zweckbindungs-
fristen in Abhdngigkeit des Zuwendungsempfangers vorsieht. Dies impliziert, dass die Wir-
kung der eingesetzten Bundesmittel fiir Zuwendungen an landwirtschaftliche Lohn- und
Dienstleistungsunternehmen sowie an gewerbliche Maschinenringe um ein Drittel geringer
ware als fiir Zuwendungen an KMU der landwirtschaftlichen Primarproduktion, Zusammen-
schliisse von KMU der landwirtschaftlichen Primarproduktion sowie anerkannte Natur-
schutzvereinigungen. Sollte das BMUV bei seiner Forderung an landwirtschaftliche Lohn-
und Dienstleistungsunternehmen sowie gewerbliche Maschinenringe eine deutlich héhere
Bewirtschaftungsflache im gleichen Zeitraum und damit eine hohere Auslastung unterstellt
haben, hatte es dies als besondere Fordervoraussetzung definieren miissen. Sofern das
BMUV mit der unterschiedlichen Zweckbindungsfrist auf die geringeren Férderquoten fir
Kleinst- und kleine (20 %) sowie flir mittlere (10 %) Lohn- und Dienstleistungsunternehmen

22 BStBI 11996, 1416, Abschreibungstabelle fiir den Wirtschaftszweig ,Landwirtschaft und Tierzucht”, abgeru-
fen am 24. Oktober 2024.

Positivliste der forderfahigen Gegenstidnde im Rahmen der Richtlinie zur Investitionsforderung von Maschi-
nen und Geraten zur Starkung der natirlichen Bodenfunktionen in Agrarlandschaften, abgerufen am

15. Oktober 2024.

23
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und gewerbliche Maschinenringe abheben wollte, hatte es einer férderquotenabhangigen
Differenzierung der Zweckbindungsfrist auch bei KMU der landwirtschaftlichen Primarpro-
duktion, Zusammenschliissen von KMU der landwirtschaftlichen Primarproduktion sowie an-
erkannten Naturschutzvereinigungen bedurft. Dies hat der Bundesrechnungshof als wenig
praktikabel und nicht gerechtfertigt angesehen, insbesondere bei kombinierten Anschaffun-
gen sowie bei der Uberpriifung der Einhaltung der Zweckbindungsfrist.

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, die Zweckbindungsfrist entsprechend der durch-
schnittlich anerkannten Nutzungsdauer von Landmaschinen fiir Ackerbau festzulegen und
Unterschiede bei den Zuwendungsempfangern zu vermeiden, zumindest zu begriinden.

4.3 Stellungnahme des BMUV

Das BMUV hat auf die Regelungen des § 44 BHO und die VV zu § 44 BHO verwiesen. Diese
trafen zur Dauer der vorzusehenden Zweckbindung keine ndheren Aussagen. Eine Zweckbin-
dungsfrist von funf Jahren fir Primarerzeuger und drei Jahren fiir gewerbliche Maschinen-
ringe sowie Lohnunternehmer sei bei der Forderung von Investitionen in Maschinen und Ge-
rate im landwirtschaftlichen Kontext liblich. Dies zeige beispielhaft ein vergleichender Blick
auf die Vorgaben unter Ziffer 7.3 in der Richtlinie des BMEL zur Investitionsforderung im
Rahmen des Investitions- und Zukunftsprogramms fiir die Landwirtschaft vom 15. Juni 2023
(BAnz AT 29.06.2023 B3).

Die weitere Unterscheidung der Zweckbindungsfristen zwischen landwirtschaftlichen Prima-
rerzeugern und gewerblichen Maschinenringen sowie Lohnunternehmern ergabe sich dabei
aus der zu erwartenden jeweiligen Beanspruchung der betreffenden Gerate. Wahrend der
Einzelbetrieb in der Regel auf moderaten Einsatz und Langlebigkeit setze, gehe es beim ge-
werblichen Einsatz um den mdglichst haufigen Einsatz in kurzer Zeit. Der Maschinendurch-
satz sei bei den gewerblichen Unternehmen daher im Regelfall entsprechend héher.

4.4 Abschliefende Wirdigung

Das BMUV hat die Kritik des Bundesrechnungshofes nicht ausgeraumt und den Widerspruch
zwischen dem Ziel, in langlebige Wirtschaftsgiter zu investieren, und den fiir Agrarmaschi-
nen vergleichsweisen kurzen Zweckbindungsfristen von drei und fiinf Jahren nicht aufge-
klart.

Auch die Ausfihrungen des BMUV zu den unterschiedlichen Zweckbindungsfristen tiberzeu-
gen nicht. Die unterschiedliche Beanspruchung von Agrarmaschinen in Abhangigkeit von der
Betriebsform des landwirtschaftlichen Unternehmens lieRe sich Gber Besondere Zuwen-
dungsvoraussetzungen, wie die zu bewirtschaftende Mindestflache, berlicksichtigen.
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5 Anhebung der Wertgrenze zur Anwendung
des Vergaberechts

5.1 Sachverhalt

Nach den VV Nummer 5.1 zu § 44 BHO sind die allgemeinen Nebenbestimmungen im Sinne
des § 36 Verwaltungsverfahrensgesetz flir Zuwendungen zur Projektférderung (ANBest-P)
unverandert zum Bestandteil des Zuwendungsbescheids zu machen. In begriindeten Aus-
nahmefallen darf die Bewilligungsbehérde abweichend von Nummer 3.1 ANBest-P den Zu-
wendungsbetrag, ab dem Vergaberecht anzuwenden ist, Gber die Grenze von 100 000 Euro
hinaus erhdhen. Die Bewilligungsbehorde hat bei ihrer Entscheidung folgende Aspekte zu
beriicksichtigen:

e GroRe und administrative Kapazitdten des Zuwendungsempfangers,

e voraussichtlicher Anteil von Beschaffungen am Volumen der Zuwendung,

e Eigenanteil oder sonstiges Eigeninteresse des Zuwendungsempfangers an der Beschaf-
fung,

e sonstige Aspekte des Zuwendungsempfangers (insbesondere Korruptionsgefahr),

e sonstige Aspekte der voraussichtlich aus der Zuwendung zu beschaffenden Lieferungen
und Leistungen (z. B. Verhaltnis Wirtschaftlichkeit — Wettbewerblichkeit der Beschaf-
fung).

Setzt die Bewilligungsbehoérde eine hohere Wertgrenze fest, ist die Festsetzung mit folgen-
der Regelung zu verbinden: ,,Der Zuwendungsempfanger hat Auftrage nur an fachkundige
und leistungsfahige Anbieter nach wettbewerblichen Gesichtspunkten zu wirtschaftlichen
Bedingungen zu vergeben. Soweit moglich, sind dazu mindestens drei Angebote einzuholen.
Verfahren und Ergebnisse sind zu dokumentieren.“?*

Nach Ziffer 5.1 d) der Férderrichtlinie sollte die Forderung auf ein forderfahiges Investitions-
volumen von 500 000 Euro je Zuwendungsempfanger im Geltungszeitraum der Richtlinie be-
grenzt werden.

Nach Ziffer 6.2 ,Vergabe von Auftragen” Absatz 2 der Forderrichtlinie sollen Zuwendungs-
empfanger erst zur Beachtung der vergaberechtlichen Verfahrensvorschriften verpflichtet
werden, wenn der Gesamtbetrag der Zuwendung mehr als 200 000 Euro betragt. Bis zu ei-
nem Gesamtbetrag der Zuwendung von 200 000 Euro sollen, soweit moglich, mindestens
drei Angebote eingeholt und der Zuschlag auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt werden.
Die Verfahren und Ergebnisse sollen dokumentiert werden. Nach Absatz 3 kann die Bewilli-
gungsstelle ausnahmsweise auf begriindeten Antrag des Zuwendungsempfangers auch bei
einer Uberschreitung des Zuwendungsbetrags von 200 000 Euro Abweichungen von

24 VYV Nummer 5.3.3 zu § 44 BHO.
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Nummer 3.1 der ANBest-P zulassen (VV Nummer 5.3.3 zu § 44 BHO). Der Forderrichtlinien-
entwurf regelte, dass auch in diesen Fallen, ,,soweit moglich®, mindestens drei Angebote ein-
geholt und die Verfahren und Ergebnisse dokumentiert werden.

Das BMUV hatte gegentiber dem BMF im Juli 2023 dargelegt, dass die Anwendung des
Vergaberechts ab der Wertgrenze von 100 000 Euro nach Nummer 3.1 ANBest-P in Betracht
komme bei

e KMU der landwirtschaftlichen Primarproduktion, bei Zusammenschliissen von KMU der
landwirtschaftlichen Primarproduktion und bei anerkannten Naturschutzvereinigungen,
sobald sie die teuerste Maschine aus der Kategorie A.1 mit 200 000 Euro Anschaffungs-
kosten zu 65 % gefordert bekommen,

e KMU der landwirtschaftlichen Primarproduktion, bei Zusammenschliissen von KMU der
landwirtschaftlichen Primarproduktion und bei anerkannten Naturschutzvereinigungen,
deren Maschinen aus der Kategorie B mit 40 % gefordert werden, sobald sie mehrere For-
dergegenstdnde oder die teuerste Maschine der Kategorie B.2.2 mit Anschaffungskosten
von 250 000 Euro beantragen.

Zu den nach VV Nummer 5.3.3 zu § 44 BHO bei der Priifung in begriindeten Ausnahmefallen
zu bericksichtigenden Aspekten fihrte das BMUV an, dass

e essich bei den Zuwendungsempfangern traditionell um Familienbetriebe handele, denen
die personellen Ressourcen fehlten, um die vergaberechtlichen Vorschriften rechtssicher
und innerhalb des Bewilligungszeitraums anwenden zu kénnen,

e die Zuwendungsempfanger aufgrund ihres Eigenanteils von 35 und 60 % der Investitions-
kosten ein wirtschaftliches Eigeninteresse an einer wirtschaftlichen und sparsamen Be-
schaffung hatten,

e die Anwendung des Vergaberechts einen , Abschreckungseffekt” habe und Interessenten
von der Antragstellung absehen wiirden, die Gefahr der Korruption aufgrund des hohen
Eigenanteils als gering einzuschéatzen sei,

e es fur die Maschinen aus der Kategorie A nur wenige Marktteilnehmer gebe, wodurch der
administrative Aufwand fir Vergabeverfahren in keinem wirtschaftlichen Verhaltnis zu
deren Vorteilen stehe. AulRerdem bestimme sich das wirtschaftlichste Angebot neben
dem Anschaffungspreis nach einer schnellen Verfligbarkeit zu saisonalen Einsatzzeitpunk-
ten und nach der Schnelligkeit von Service- und Ersatzteilversorgung, was Vergabeverfah-
ren zu komplex werden lasse.

In seiner Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zur Férderrichtlinie legte das BMUV dar, dass sich
mit dem vorgesehenen Fordervolumen 6 700 Antrage mit einer durchschnittlichen Zuwen-
dungssumme von 15 700 Euro bewilligen lieBen. Der Projekttrager ging unter Zugrundele-
gung von 110 Mio. Euro Fordermitteln von einem durchschnittlichen Zuwendungsvolumen
pro Antrag von 55 038 Euro bei 8 649 Antragen aus.
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5.2 Wirdigung

Der Bundesrechnungshof hat die vom BMUYV angefiihrten Griinde und die geplante Anhe-
bung der Wertgrenze zur Anwendung des Vergaberechts auf 200 000 Euro zur Kenntnis ge-
nommen und keine grundsatzlichen Bedenken erhoben. Er hat sich jedoch vorbehalten, die
Anhebung der Wertgrenze zu einem spateren Zeitpunkt zu prifen.

Allerdings hat das BMUV nicht ausreichend dargelegt, weshalb es einer Anhebung der Wert-
grenze auf 200 000 Euro (iberhaupt bedarf. Es hat weder in seiner Wirtschaftlichkeitsunter-
suchung noch in seinem Konzept zur Zielkonkretisierung und Erfolgskontrolle dargelegt, wel-
che Anschaffungskosten fiir die Maschinen der einzelnen Kategorien marktiblich sind.
Lediglich gegenliber dem BMF nannte es einzelne Anschaffungskosten. Bei der vom BMUV
angenommenen durchschnittlichen Bewilligung von 15 700 Euro bediirfte es keiner Anhe-
bung oder Verdopplung der Wertgrenze. Ebenfalls die vom Projekttrager angenommene

— wenn auch nicht nachvollziehbare — durchschnittliche Zuwendungssumme pro Antrag von
55 038 Euro hat die Anhebung der Wertgrenze nicht gerechtfertigt.

Um eine wettbewerbliche Beschaffung sicherzustellen, hat es der Bundesrechnungshof fir
erforderlich gehalten, in der Forderrichtlinie dem Zuwendungsempfanger vorzugeben,

e grundsatzlich drei Angebote einzuholen,

e den Angeboten zur Vergleichbarkeit eine einheitliche Leistungsbeschreibung zugrunde zu
legen und

e das Verfahren und Ergebnis der Angebotseinholung sowie die Beschaffungsentscheidung
zu dokumentieren.

Der Bundesrechnungshof hat es ferner fiir erforderlich gehalten, auf den Zusatz ,soweit
moglich” bei der Anzahl der einzuholenden Angebote zu verzichten und stattdessen Abwei-
chungen von der Mindestanzahl begriindet dokumentieren zu lassen.

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, dass Ziffer 5.1 d) der Férderrichtlinie nicht
dazu flihren darf, dass Zuwendungsempfanger geplante Investitionen auf mehrere Zuwen-
dungsantrage aufteilen, um nach Ziffer 6.2 der Forderrichtlinie unterhalb der Wertgrenze zur
Anwendung des Vergaberechts zu bleiben. Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, dies in
der Forderrichtlinie entsprechend zu regeln. Er hat es auRerdem fiir erforderlich gehalten zu
regeln, dass die Bewilligungsstelle bei einer Uberschreitung des Zuwendungsbetrags von

200 000 Euro Abweichungen von Nummer 3.1 der ANBest-P nur in absoluten Ausnahmefal-
len zulassen darf. Diese Ausnahmefalle sind eingehend zu begriinden.

5.3 Stellungnahme des BMUV

Das BMUV erklart, es habe die Hinweise und Empfehlungen des Bundesrechnungshofes zum
Entwurf der Forderrichtlinie gepriift. Im Ergebnis hat es die Forderrichtlinie unter Ziffer 6.2
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angepasst und geregelt, dass ,grundsatzlich” drei Angebote einzuholen sind — anstelle von
,soweit moglich”.

Im Ubrigen hat das BMUV auf Folgendes hingewiesen:

e Aufgrund der Beschreibung der forderfahigen Maschinen und Gerate in der Positivliste sei
bereits davon auszugehen, dass bei der Angebotseinholung durch Zuwendungsempfanger
eine einheitliche Leistungsbeschreibung zugrunde gelegt wird. In Ziffer 2 der Forderrichtli-
nie werde auf diese Liste verwiesen. Die Positivliste enthalte wiederum eine konkretisie-
rende Beschreibung der Gerateklassen und der jeweiligen technischen Kriterien.

o Ziffer 6.2 Absatz 1 der Forderrichtlinie sehe bereits die Verpflichtung samtlicher Zuwen-
dungsempfanger vor, die Verfahren zur Vergabe von Auftragen und deren Ergebnisse zu
dokumentieren. Zusatzlich werde den Antragstellenden durch die Bewilligungsstelle ein
einheitliches Formular zur Verfligung gestellt, womit diese verpflichtend die Ergebnisse
der Angebotseinholung inklusive Beschaffungsentscheidung dokumentieren mussen.

e Der Regelungszweck der in Ziffer 5.1 d) der Férderrichtlinie enthaltenen Festlegung einer
Obergrenze fiir das forderfahige Investitionsvolumen je Zuwendungsempfanger im Ge-
samtgeltungszeitraum der Richtlinie liege darin, mit Blick auf den Gleichheitsgrundsatz
einer moglichst grofRen Anzahl Antragstellender Chancen auf eine Férderung zu erhalten.

e Ziffer 6.2 Absatz 3 der Forderrichtlinie sehe die Moglichkeit der Zulassung einer Abwei-
chung von Nummer 3.1 der AN-Best-P bereits nur ausnahmsweise auf begriindeten An-
trag hin vor und verweise im Klammerzusatz zugleich auf die Vorgaben der VV Num-
mer 5.3.3 zu § 44 BHO, d. h. auch auf die dort in Satz 2 enthaltene Liste der zu
bericksichtigenden Aspekte. Antrage wirden auf dieser Grundlage von der Bewilligungs-
stelle streng geprift und Grenzfalle mit dem Richtliniengeber abgestimmt. Es sei nicht er-
sichtlich, dass die Verwendung der Begriffe ,,absoluter Ausnahmefall” und ,eingehende
Begriindung” weitere substantielle Klarstellungen hinsichtlich des PriifmaRstabs hatte be-
wirken kénnen.

5.4 AbschlieBende Wiirdigung

Das BMUV ist in seiner Stellungnahme nicht darauf eingegangen, weshalb es Gberhaupt der
Verdopplung der Wertgrenze zur Anwendung des Vergaberechts bedarf, obwohl es die
durchschnittlichen Zuwendungsbetrage unterhalb der Wertgrenze von 100 000 Euro prog-
nostiziert hatte.

Der Bundesrechnungshof teilt aufgrund seiner Prifungserfahrungen nicht die Auffassung
des BMUV, dass bereits aufgrund der Beschreibung der forderfahigen Maschinen in der Posi-
tivliste davon ausgegangen werden kann, dass Zuwendungsempfanger der Beschaffung eine
einheitliche Leistungsbeschreibung zugrunde legen.

Der Bundesrechnungshof nimmt die Ausfiihrungen des BMUV, insbesondere die Anderung

unter Ziffer 6.2 der Forderrichtlinie zur Kenntnis. Allerdings harmoniert der Forderrichtli-
nientext nicht mit dem vom Projekttrager veroffentlichten Formular ,Einhaltung der
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vergaberechtlichen Vorschriften” als ,,Selbsterklarung der/des Antragstellerin/s“%°. Dieses
enthalt weiterhin die Einschrankung ,,soweit moglich”. Ein Formular vorzuhalten, das den Zu-
wendungsempfangern ankreuzbare Standardformulierungen fir den Verzicht auf die An-
wendung des nationalen Vergaberechts anbietet, obwohl es sich dabei nur um absolute Aus-
nahmefalle nach den VV Nummer 5.3.3 zu § 44 BHO handeln darf, sieht der Bundesrech-
nungshof kritisch. Auch der als verpflichtend vorgesehene Freitext zur Begriindung des ange-
kreuzten Ausnahmegrunds dndert daran nichts. Der Bundesrechnungshof weist darauf hin,
dass es Aufgabe der Bewilligungsstelle ist, zu entscheiden, ob ein begriindeter Ausnahmefall
vorliegt und dabei die in den VV Nummer 5.3.3 zu § 44 BHO genannten Aspekte zu berlick-
sichtigen und ihre Entscheidung zu dokumentieren. Die mit dem Formular vorgesehene
Selbsterkldrung des Zuwendungsempfangers ersetzt dies nicht.

Das BMUV hat dafiir Sorge zu tragen, dass der Projekttrager die veréffentlichten Formulare
mit dem Richtlinientext in Ubereinstimmung bringt.

Schneider Peters

Beglaubigt: Simone Seltzsam, Tarifbeschaftigte

Wegen elektronischer Bearbeitung ohne Unterschrift und Dienstsiegelabdruck.

% Formular ,Einhaltung der vergaberechtlichen Vorschriften”, abgerufen am 10. Februar 2025.

26


http://www.rentenbank.de/export/sites/rentenbank/dokumente/ank-nabo/selbsterklaerung_vergaberechtliche_vorschriften.pdf

	0 Zusammenfassung 
	1 Vorbemerkung 
	1.1 Veranlassung 
	1.2 Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz 
	1.3 Nationale Moorschutzstrategie 
	1.4 Förderrichtlinie 

	2 Förderziele 
	2.1 Sachverhalt 
	2.1.1 Ziele des Aktionsprogramms 
	2.1.2 Ziele der Förderrichtlinie 
	2.1.3 Konzept zur Zielkonkretisierung und Erfolgskontrolle 

	2.2 Würdigung 
	2.3 Stellungnahme des BMUV 
	2.4 Abschließende Würdigung 

	3 Auswahlverfahren 
	3.1 Sachverhalt 
	3.2 Würdigung 
	3.3 Stellungnahme des BMUV 
	3.4 Abschließende Würdigung 

	4 Zweckbindungsfrist 
	4.1 Sachverhalt 
	4.2 Würdigung 
	4.3 Stellungnahme des BMUV 
	4.4 Abschließende Würdigung 

	5 Anhebung der Wertgrenze zur Anwendung des Vergaberechts 
	5.1 Sachverhalt 
	5.2 Würdigung 
	5.3 Stellungnahme des BMUV 
	5.4 Abschließende Würdigung 


